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Wir schauen in die Zukunft – 
darum schauen wir aufs Klima
Wir spüren die Auswirkungen der Klimakrise schon jetzt! Unsere 
Gletscher verschwinden, unsere Äcker und Wälder vertrocknen, 
die Hitze belastet uns alle. Wir müssen Österreich vor drohen-
den Milliardenkosten, Artensterben und Gesundheitsgefahren 
bewahren. Unsere Kinder verdienen eine lebenswerte Heimat. 
Darum fordern wir (verfassungs-)gesetzliche Änderungen, die 
Klimaschutz auf allen Ebenen ermöglichen und leistbar machen.

1. Zukunft ermöglichen: Recht auf 
Klimaschutz in die  Verfassung!

Mittlerweile zählen die Klimakrise und ihre Folgen durch die Versäumnisse der 
Klimapolitik weltweit zu den größten Gefahren für die Menschheit. Dabei liegen in 
einer mutigen Klimawende nicht nur eine lebenswertere und gesündere Zukunft, 
sondern auch zehntausende zukunftsfähige Arbeitsplätze. Mit einer ökosozialen 
Steuerreform kann eine steuerliche Entlastung der Bevölkerung gelingen und 
klimaschädigendes Handeln reduziert werden. Gleichzeitig stellen der Ausbau 
und die Förderung von erneuerbaren Energien und öffentlichen Verkehrsmitteln 
sicher, dass sich alle für eine klimafreundliche Lebensweise entscheiden können 
und nicht nur wenige, die es sich leisten können.

Deshalb fordern wir:

– Ein Recht auf Klimaschutz in der  
Verfassung

In einem Klimaschutzgesetz soll das Grundrecht auf Klimaschutz verfassungs-
rechtlich festgeschrieben werden. Um uns eine nachhaltige Zukunft zu sichern, 
muss Österreich die Reduktion der Emissionen im Einklang mit dem Pariser  
Klimaschutzabkommen gewährleisten und Klimaschutz bei allen Regelungsvor-
haben bedenken. Damit dieses grundlegende Recht auch eingefordert werden 
kann und langfristig festgelegt wird, ist es in der Verfassung zu verankern.
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2. Zukunft sichern: Stopp  
klimaschädlicher Treibhausgase!

Mit fossilen Brennstoffen heizen wir die Klimakrise an. Die Verbrennung von Öl, 
Kohle und Gas muss ein Ende haben, wenn auch die kommenden Generationen 
einen lebenswerten Planeten vorfinden sollen. Um dieses Ziel zu erreichen 
und die Erwärmung im Sinne des Pariser Klimaschutzabkommens auf 1,5°C 
zu beschränken, steht Österreich ein begrenztes CO2-Budget1 zur Verfügung. 
Da dieses Budget nicht überschritten werden darf, soll es verbindlich gemacht 
werden. 

Wir fordern daher:

– Ein verbindliches, wissenschaftlich  
fundiertes CO2-Budget  
im Klimaschutz gesetz

In Einklang mit dem CO2-Budget soll ein Reduktionspfad gesetzlich festgelegt 
werden, bei dem Österreich sich verpflichtet, die Emissionen bis 2030 mindes-
tens zu halbieren und bis 2040 national klimaneutral zu werden. Die Verantwor-
tung zur Einhaltung des Budgets soll auf Bund, Länder und Sektoren aufgeteilt 
werden, um die Beiträge auf verschiedenen Ebenen konsistent zu machen. Bund 
und Länder sind im Sinne des Grundrechts auf Klimaschutz verpflichtet, in ihrem 
Einflussbereich und im Rahmen ihrer Kompetenzen die Emissionen zu reduzieren 
und die Einhaltung des Reduktionspfades zu gewährleisten. 

Im Klimaschutzgesetz soll zusätzlich ein korrespondierendes Maßnahmenpaket 
festgeschrieben werden, das die Einhaltung des Reduktionspfades erlaubt. 
Außerdem soll ein ausreichendes jährliches Investitionsbudget bis 2040 zur 
Finanzierung des obigen Maßnahmenpakets festgelegt, sowie auch für die 
Länder beschlossen werden. Die Einhaltung des CO2-Budgets muss auch jährlich 
offengelegt und von einer unabhängigen Instanz geprüft werden. 

Deshalb fordern wir:  

– Einen Klimarechnungshof der die Einhal-
tung des CO2-Budgets prüft
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Der Klimarechnungshof ist im Klimaschutzgesetz verfassungsrechtlich zu 
verankern, um die Wichtigkeit dieses generationenübergreifenden Themas zu 
unterstreichen. Regierungen wechseln, die Aufgabe unsere Zukunft zu sichern 
bleibt. Der Klimarechnungshof soll sich aus einem unabhängigen Gremium aus 
universitären Fachleuten und wissenschaftlichen ExpertInnen zusammensetzen 
und die Einhaltung des CO2-Budgets prüfen, offenlegen und bei Verfehlung 
Empfehlungen für zusätzliche Maßnahmen aussprechen. 

Bei allen neuen und bestehenden klimarelevanten Gesetzen, Verordnungen und 
Projekten soll außerdem eine wissenschaftliche und transparente Folgenab-
schätzung für Klima-, Umwelt- und Artenschutz durchgeführt werden. 

Deshalb fordern wir:

– Einen Klimacheck bestehender und neuer 
klimarelevanter Gesetze und Verordnungen

Ein unabhängiger Klimadienst soll ab sofort alle neuen Gesetze und Verord-
nungen vor Beschluss auf ihre Klimaverträglichkeit prüfen. Zusätzlich soll ein 
Klimacheck aller bestehender klimarelevanter Gesetze durchgeführt und die 
Empfehlungen laufend in das Klima-Maßnahmenpaket eingearbeitet werden.

Zusätzlich zu der gesetzlichen Verankerung eines Reduktionspfades samt 
CO2-Budget, Maßnahmenpaket und Finanzierung müssen bei Zielverfehlung 
innerhalb von 6 Monaten zusätzliche Maßnahmen beschlossen werden. Dazu 
herangezogen werden können die Vorschläge des Klimarechnungshofes und 
des Klimadiensts – jedenfalls aber muss wissenschaftlich belegt werden, dass 
mit den zusätzlich vorgeschlagenen Maßnahmen die Kompensation der Ab-
weichung vom Zielpfad im nächsten Jahr gelingen kann. Außerdem müssen 
entsprechende zusätzliche Finanz-Budgets beschlossen und die Höhe der In-
vestitionen angepasst werden.
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3. Zukunft fördern: Klimaschutz 
belohnen und niemanden 
 zurücklassen!

Klimafreundliches Handeln muss allen möglich gemacht werden. Dazu müssen 
Steuern und Förderungen zukunftsfähig werden. Steuern, Abgaben und Förde-
rungen haben einen großen Lenkungseffekt in der Gesellschaft. Sie werden oft 
zur Finanzierung öffentlicher Leistungen herangezogen (Gesundheitssystem, 
Bildungssystem etc.), um diese für alle zugänglich zu machen. Obwohl die 
negativen Kosten der Treibhausgasemissionen (für Klima, Gesundheit, Ernäh-
rungssicherheit etc.) alle Menschen zahlen, werden die Verursacher nicht zur 
Kassa gebeten. 

Deshalb fordern wir: 

– Kostenwahrheit und eine ökosoziale  
Steuerreform 

Klimaschädigendes Handeln soll reduziert werden und muss daher den Preis 
haben, den es auch für die Gesellschaft hat. Für die Höhe und Ausgestaltung 
des langfristig steigenden Preises sollen deshalb wissenschaftliche Vorschläge 
herangezogen werden, um Kostenwahrheit und einen Lenkungseffekt zu ga-
rantieren.2-7 Den Verbrauchern und Unternehmen sollen so die Kosten für die 
verursachten Klimafolgen durch ein deutliches Preissignal mitgeteilt werden. 
Gleichzeitig soll klimafreundliches Handeln günstiger und somit klimafreundliche 
Energie, Mobilität etc. leistbar für alle werden.

Derzeit besteht für klimaschädigendes Handeln nicht nur keine Kostenwahrheit, 
sondern es fließen auch viele Förderungen (Subventionen) in klimaschädigende 
Wirtschafts- und Handelsweisen.

Deshalb fordern wir:

– Den vollständigen Abbau  
klimaschädigender Subventionen

Die Milliarden,8 die jetzt in klimaschädliche Subventionen fließen (z.B. Diesel-
privileg, Dienstwagenprivileg, fehlende Besteuerung Flugverkehr) und die Ein-
nahmen aus einer ökosozialen Steuerreform sollen dazu verwendet werden,  
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Menschen mit geringem oder gar keinem Einkommen durch einen Klimabonus 
zu entlasten und den Faktor Arbeit geringer zu besteuern. Andererseits soll das 
Geld zweckgebunden in nachhaltige Infrastruktur, Energie und Verkehr investiert 
und diese für alle zugänglich gemacht werden. Damit dies gelingen kann, soll 
auch die Ausgestaltung und Implementierung klimafreundlicher und regionaler 
Wertschöpfungsketten gezielt gefördert werden. Diese Lenkungsmaßnahmen 
kommen langfristig allen zugute und setzen Anreize für Gesellschaft und Wirt-
schaft, nachhaltige Lösungen zu finden und umzusetzen.
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4. Zukunft gestalten: Mobilität und 
Energie nachhaltig machen!

Eine konsequente und naturverträgliche Mobilitäts- und Energiewende muss  
forciert werden, wenn wir unsere Zukunft sichern wollen. Es muss allen Men-
schen möglich sein, nachhaltig zu leben. Deshalb soll in ein gut ausgebautes, 
breit leistbares öffentliches Nah- und Fernverkehrsnetz und leistbare, regionale 
erneuerbare Energie für alle investiert werden.

Mobilität: Emissionsfreie Mobilität braucht viele Lösungen: den Ausbau und die 
Vergünstigung des öffentlichen Verkehrs, klimafreundliche Fortbewegungs-
mittel und leistbare Alternativen für alle Regionen. Hier gibt es sehr viele un-
terschiedliche Konzepte. Viele Regionen können gut öffentlich angebunden 
werden – hier muss es zu einem Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs 
kommen. Gleichzeitig müssen klimafreundliche Fortbewegungsmittel auch zur 
ersten logischen Wahl für alle werden, d.h. mit leistbaren Preisen und in dichten 
Intervallen getaktet. Dort wo kein Zug oder Bus hinkommt, muss es andere 
bedarfsorientierte Lösungen geben: z.B. Carsharing, Rufbusse, oder auch Rad 
oder E-Bikes für die letzten Kilometer. Es muss schlussendlich allen Menschen 
möglich gemacht werden, klimafreundlich unterwegs zu sein.

Deshalb fordern wir (in Anlehnung an das Schweizer Vorbild):9

– Eine flächendeckende Versorgung mit 
klimafreundlicher Mobilität

Energie (Strom & Wärme): Um den Energiesektor nachhaltig und naturverträg-
lich zu gestalten, muss der Energieverbrauch zurückgeschraubt, die Energieeffi-
zienz erhöht und der verbleibende Energiebedarf vollständig aus erneuerbaren 
Quellen gedeckt werden. Eine saubere, lokale Energieversorgung in Österreich 
sorgt für Wertschöpfung in den Regionen, sichert Unabhängigkeit und generiert 
langfristige Arbeitsplätze. 

Deshalb fordern wir:

– Eine garantierte Finanzierung der  
Energiewende
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Statt der bisherigen Stop-and-Go Politik samt auslaufender Fördertöpfe braucht 
es langfristig verfügbare und ausreichende Mittel für den Umstieg auf saubere 
Energie. Wie bei der Mobilität, muss erneuerbare, regionale Energie für alle  
Menschen nutz- und leistbar sein.

Für den Ausstieg aus der fossilen Vergangenheit braucht es vor allem massive 
Investitionen in klimafreundliche Alternativen (Sanierungsförderung, Öl-Kessel 
Tausch, Ausbau und Verbilligung des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs etc.) 
während klimaschädigende Anreize beendet werden müssen. Hier soll gezielt 
gefördert und investiert sowie ordnungspolitische Maßnahmen gesetzt werden. 
Eine richtig ausgestaltete Energie- und Verkehrswende macht ein klimafreundli-
ches Leben für alle möglich und fördert eine zukunftsfähige Wirtschaft.

Die konkreten Ausformungen der Maßnahmen sollen im Zuge eines transpa-
renten, partizipativen Prozesses entwickelt werden, der von einer unabhän-
gigen, wissenschaftlichen Kommission begleitet wird. Die BürgerInnen sollen 
bei der Ausgestaltung eine zentrale Rolle (z.B. in Form von BürgerInnenräten) 
einnehmen. Das soll gewährleisten, dass Maßnahmen entwickelt werden, die 
gleichzeitig den Klimaschutz vorantreiben und niemanden zurücklassen.
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